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1 5 6 . Verordnung: Aufhebung der Verordnung, betreffend die Abänderung der Vorschriften zur Verhinderung
ungebührlicher Auszahlungen von Versorgungsgenüssen.

1 5 7 . Verordnung: Abänderung der Verordnung, betreffend die Vorschriften zur Verhütung ungebührlicher
Auszahlungen von Versorgungsgenüssen.

158. Verordnung: Abänderung der Verordnung zur Durchführung des § 13a Abs. 8 des Opferfürsorgegesetzes.
1 5 9 . Kundmachung: Feststellung des Verfassungsgerichtshofes über die Zuständigkeit des Bundes und der Länder,

Maßnahmen zur Erleichterung der Familiengründung und zur Hebung der Geburtenfreudigkeit durch Ge-
währung von Familienbeihilfen zu treffen.

160. Kundmachung: Aufhebung einzelner Bestimmungen des Devisengesetzes.
1 6 1 . Kundmachung: Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes, wonach einzelne Bestimmungen zweier Kund-

machungen der Oesterreichischen Nationalbank zum Devisengesetz gesetzwidrig waren.
162. Kundmachung: Feststellung des Verfassungsgerichtshofes über die Zuständigkeit des Bundes und der Länder,

Maßnahmen auf dem Gebiete der Landesplanung (Raumordnung) zu treffen.
163. Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen der Rechtsanwaltsordnung durch den Verfassungsgerichtshof.
164. Vereinbarung zwischen der Republik Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die

erleichterte Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen sowie über den Austausch von Personenstandsurkunden.

150. Verordnung der Bundesregierung
vom 29. Juni 1954, mit der die Verordnung
der Bundesregierung, BGBl. Nr. 237/1947,
betreffend die Abänderung der Vorschriften
zur Verhinderung ungebührlicher Auszah-
lungen von Versorgungsgenüssen, aufgehoben

wird.

Auf Grund des Gehaltsüberleitungsgesetzes,
BGBl. Nr. 22/1947, wird die Verordnung der
Bundesregierung vom 16. September 1947, BGBl.
Nr. 237, mit welcher die Verordnung des Bun-
desministeriums für Finanzen im Einvernehmen
mit den beteiligten Bundesministerien vom
21. April 1927, BGBl. Nr. 138, betreffend die
Abänderung der Vorschriften zur Verhinderung
ungebührlicher Auszahlungen von Versorgungs-
genüssen, abgeändert wird, aufgehoben.

Raab Schärf Helmer Gerö
Kolb Maisel Kamitz Thoma
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157. Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 9. Juli 1954, mit der die
Verordnung des Finanzministeriums, RGBl.
Nr. 85/1909, betreffend die Vorschriften zur
Verhütung ungebührlicher Auszahlungen
von Versorgungsgenüssen, abgeändert wird.

Auf Grund des Gesetzes vom 14. Mai 1896,
RGBl. Nr. 74, betreffend Bestimmungen über
die Versorgungsgenüsse der Civil-Staatsbeamten
(Staatslehrpersonen), dann der Diener, sowie
deren Witwen und Waisen, wird verordnet:

Art. I § 8 der Verordnung des Finanzministe-
riums vom 5. Juni 1909, RGBl. Nr. 85, be-
treffend die Vorschriften zur Verhütung unge-
bührlicher Auszahlungen von Versorgungs-
genüssen, hat zu lauten:

„§ 8. (1) Ein Kind ist im Sinne des § 9 des
Gesetzes vom 14. Mai 1896, RGBl. Nr. 74, als
versorgt anzusehen, wenn es

1. weiblichen Geschlechtes ist und in den Ehe-
stand tritt,

2. an Kindes statt angenommen wird oder in
ein Stift oder Kloster eintritt,

3. einen Stiftsplatz oder einen Freiplatz in
einer Erziehungs-, Bildungs- oder Versorgungs-
anstalt erhält, solange die Anstalt alle Bedürf-
nisse der dortselbst untergebrachten Personen
bestreitet,

4. in einem landwirtschaftlichen, gewerblichen
oder freiberuflichen Betrieb eines Aszendenten
gegen Geld- oder Naturalbezüge beruflich tätig
ist; unter beruflicher Tätigkeit wird eine solche
verstanden, welche ständig und in der Absicht,
sich dadurch den Lebensunterhalt zu erwerben,
ausgeübt wird,

5. aus einem Dienstverhältnis Geld- oder
Naturalbezüge erhält,

6. im Bezuge einer Sozialversicherungsrente,
einer Zusatzrente nach dem Kriegsopferversor-
gungsgesetz, BGBl. Nr. 197/1949, oder ähnlicher
Bezüge steht,

7. Geld oder Naturalien aus einer Stiftung
(Stipendium) erhält; Schul- und Studienstipen-
dien sind jedoch niemals als Versorgung anzu-
sehen,

12 67



810 Stück 35 , Nr . 158.

8. in einem Ausbildungsverhältnis oder einer
Praxis steht und im Zusammenhang damit Be-
züge (Lehrlingsentschädigung, Unterhaltsbei-
träge, Adjutum usw.) in Geld oder Naturalien
erhält,

9. ein Gewerbe oder eine sonstige selbständige
oder freiberufliche Tätigkeit ausübt.

(2) Eine Versorgtheit im Sinne der Bestim-
mungen des Abs. 1 wird jedoch nur dann ange-
nommen, wenn in den Fällen der Ziffern 5 bis 9
der in Betracht kommende Geld- oder Natural -
bezug den in § 1 Abs. 2 der Verordnung der
Bundesregierung vom 7. November 1950, BGBl.
Nr . 225, zur Durchführung des § 12 des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes, in seiner jeweiligen
Fassung festgesetzten Betrag beziehungsweise den
höheren Versorgungsgenuß (Erziehungsbeitrag,
Bruchteil der Waisenpension) einschließlich der
Teuerungszuschläge übersteigt (Waisenversorgt-
heitsgrenze). In diesen Fällen wird die Versor-
gungsgebühr insoweit flüssiggemacht, als der
Gesamtbetrag von Versorgungsgebühr und
Geld(Natural)bezug hinter dem doppelten Be-
trag der Waisenversorgtheitsgrenze zurückbleibt.
Überstundenzahlungen, Aushilfen, Urlaubsgeld,
Weihnachtsremunerationen sowie ähnliche Son-
derzahlungen werden hiebei nicht in Anschlag
gebracht. In den Fällen der Z. 9 ist von einem
Zwölftel der Summe der Bezüge im letztvorher-
gehenden Kalenderjahr auszugehen. Haben diese
Einkünfte im Laufe des Kalenderjahres begonnen
oder geendet, so ist der entsprechende Monats-
durchschnitt zugrunde zu legen. Der Bezug einer
Lehrlingsentschädigung im ersten Lehrjahr gilt
ohne Rücksicht auf die Höhe der Entschädigung
nicht als Versorgtheit.

(3) Bei Bezügen, die in Naturalien bestehen,
ist der Wer t der Wohnung mit 15 v. H., der
Wert der vollständigen ganzmonatigen Ver-
köstigung mit 60 v. H., der Wert der vollständi-
gen ganzmonatigen Verköstigung nebst Woh-
nung, Kleidung und Wäsche mit 95 v. H . und
erst die in natura erfolgende Bestreitung sämt-
licher Bedürfnisse mit 100 v. H . des in Abs. 2
festgesetzten Betrages zu veranschlagen.

(4) Für die Einstellung der Versorgungsgebühr
ist es ohne Belang, ob die Anstellung eine defini-
tive oder nur provisorische ist, die Entlohnung
täglich, wöchentlich, monatlich oder in anderen
Zeiträumen erfolgt und ob mit der Anstellung
die Pensionsfähigkeit verbunden ist oder nicht.

(5) Bei Eintr i t t der Versorgtheit im Sinne der
vorstehenden Bestimmungen sind Erziehungs-
beiträge und Waisenpensionen einzustellen.

(G) Ausnahmen hievon können in besonders
berücksichtigungswürdigen Fällen vom Bundes-
ministerium für Finanzen bewilligt werden.

(7) Der Anspruch auf einen Erziehungsbeitrag
oder eine Waisenpension lebt bei Vorliegen der

sonstigen Voraussetzungen wieder auf, wenn eine
Versorgtheit nach Abs. 1 und 2 nicht mehr ge-
geben ist. Die Versorgungsgebühr wird jedoch
nur auf Antrag der Bezugsberechtigten wieder
flüssiggemacht."

Art . II. (1) Bezugsberechtigungen, die auf
Grund der bisher geltenden Fassung der Verord-
nung des Finanzministeriums vom 15. Juni 1909,
RGBl. Nr . 85, beurteilt wurden, sind auf Grund
der Bestimmungen dieser Verordnung neu zu
beurteilen. Soweit jedoch die Bezugsberechtigung
nach den bisherigen Bestimmungen verloren-
gegangen ist, ist die Versorgungsgebühr auf An-
trag des Bezugsberechtigten wieder flüssigzu-
machen. Erziehungsbeiträge und Waisenpensio-
nen, die auf Grund der Neubeurteilung nach den
Bestimmungen dieser Verordnung nicht mehr
gebühren, sind mit dem auf die Kundmachung
dieser Verordnung folgenden Monatsletzten ein-
zustellen.

(2) Der feste Betrag der Waisenversorgtheits-
grenze wird für die Zeit vom 1. Oktober 1950
bis 15. Juli 1951 mit 180 S und für die Zeit vom
16. Juli 1951 bis zum Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung mit 230 S monatlich festgesetzt.

Kamitz

158 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 9. Juli 1954, womit die
Verordnung des Bundesministeriums für
Finanzen vom 19. November 1952, BGBl.
Nr. 222, zur Durchführung des § 13 a Abs. 8
des Opferfürsorgegesetzes in der Fassung des
Bundesgesetzes vom 18. Juli 1952, BGBl.

Nr. 180, abgeändert wird.
Auf Grund des § 13 a Abs. 8 des Opfer-

fürsorgegesetzes in der Fassung des Bundes-
gesetzes vom 18. Juli 1952, BGBl. Nr. 180, wird
im Einvernehmen mit dem Hauptausschuß des
Nationalrates verordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Finanzen vom 19. November 1952, BGBl.
Nr. 222, zur Durchführung des § 13 a Abs. 8 des
Opferfürsorgegesetzes in der Fassung des Bun-
desgesetzes vom 18. Juli 1952, BGBl. Nr. 180,
wird abgeändert wie folgt:

§ 2 hat zu lauten:
„§ 2 (1) Bescheide, bei denen die Rechtskraft erst

nach dem 31. August 1953 eingetreten ist, sind
hinsichtlich der Flüssigmachung der zuerkannten
Entschädigungsbeträge so zu behandeln, als ob
sie bereits am 31. August 1953 rechtskräftig ge-
wesen wären. Die Entschädigungsbeträge werden
gemeinsam mit dem nächstfälligen Jahresteil-
betrag flüssiggemacht. Hievon ausgenommen sind
Fälle, bei denen infolge eines Rechtsmittelverfah-
rens der Eintritt der Rechtskraft aufgeschoben
wurde.
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(2) Der Entschädigungsbetrag ist jedenfalls bis
1. September 1955 flüssigzumachen; allfällige
Restbeträge werden an diesem Tage flüssig-
gemacht.

§ 2 a. Bescheide, die auf Grund des Bundes-
gesetzes vom 8. Juni 1953, BGBl. Nr. 109, er-
lassen wurden, sind hinsichtlich der Flüssig-
machung entsprechend den Bestimmungen des
§ 1 dieser Verordnung zu behandeln. Der Ent-
schädigungsbetrag ist jedenfalls bis 1. September
1956 auszubezahlen; allfällige Restbeträge wer-
den an diesem Tag flüssiggemacht."

Kamitz

159. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 22. Juni 1954, betreffend die Fest-
stellung des Verfassungsgerichtshofes über die
Zuständigkeit des Bundes und der Länder,
Maßnahmen zur Erleichterung der Familien-
gründung und zur Hebung der Geburten-
freudigkeit durch Gewährung von Familien-

beihilfen zu treffen.

Gemäß § 56 Abs. 4 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird folgender
Rechtssatz kundgemacht, in dem der Verfas-
sungsgerichtshof die Feststellung seines Erkennt-
nisses vom 21. Juni 1954, K II — 3, 4/54/17, zu-
sammengefaßt hat:

„Maßnahmen zur Erleichterung der Familien-
gründung und zur Hebung der Geburtenfreudig-
keit durch Gewährung von Familienbeihilfen
fallen unter den Kompetenztatbestand: ,Bevöl-
kerungspolitik' des Art. 12 Abs. 1 Z. 2 Bundes-
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929."

Raab

160. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 8. Juli 1954, über die Aufhebung ein-
zelner Bestimmungen des Devisengesetzes

vom 25. Juli 1946, BGBl. Nr. 162.

Gemäß Artikel 140 Abs. 3 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
des § 64 Abs. 2 Verfassungsgerichtshofgesetz
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

1. Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 28. Juni 1954, G 5/54/10, im § 20
Abs. 3 des Devisengesetzes vom 25. Juli 1946,
BGBl. Nr. 162, die Worte „kann Ausnahmen
von den Vorschriften der Abschnitte II bis V
dieses Bundesgesetzes zulassen. Sie", ferner im
zweiten Satz das Wort „auch" und schließlich im
dritten Satz die Worte „Ausnahmen oder" als
verfassungswidrig aufgehoben.

2. Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
30. Juni 1955 in Wirksamkeit.

Raab

1 6 1 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 8. Juli 1954, betreffend
ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes,
wonach einzelne Bestimmungen zweier
Kundmachungen der Oesterreichischen Na-
tionalbank zum Devisengesetz, gesetzwidrig

waren.
Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Ver-

fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 in Ver-
bindung mit § 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr . 85, wird kund-
gemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 28. Juni 1954, V 23/53, zu Recht
erkannt, daß der dritt letzte Satz im ersten Ab-
satz des Abschnittes IV der Kundmachung Nr . 2
der Oesterreichischen Nationalbank (ve lau tbar t
im Amtlichen Teil der „Wiener Zeitung" Nr . 216
am 17. September 1946) in der Fassung des Ab-
schnittes I Z. 2 der Kundmachung Nr . 33 (ver-
lautbart im Amtlichen Teil der „Wiener Zei-
tung" Nr . 147 vom 26. Juni 1949) sowie der
Abschnitt I Z. 3 lit. c Schlußsatz der Kund-
machung Nr. 33 gesetzwidrig waren.

(2) Die gesetzwidrigen Stellen der Kund-
machungen Nr . 2 und Nr . 33 sind bereits mit
Kundmachung Nr . 69 (verlautbart im Amtlichen
Teil der „Wiener Zei tung" Nr . 301 vom 29. De-
zember 1953) außer Kraft gesetzt worden.

Kamitz

162. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 8. Juli 1954, betreffend die Feststellung
des Verfassungsgerichtshofes über die Zu-
ständigkeit des Bundes und der Länder,
Maßnahmen auf dem Gebiete der Landes-

planung (Raumordnung) zu treffen.
Gemäß § 56 Abs. 4 Verfassungsgerichtshof-

gesetz 1953, BGBl. Nr. 85, wird folgender
Rechtssatz kundgemacht, in dem der Verfas-
sungsgerichtshof die Feststellung seines Erkennt-
nisses vom 23. Juni 1954, K II/2/54/15, zusam-
mengefaßt hat:

„Die planmäßige und vorausschauende Ge-
samtgestaltung eines bestimmten Gebietes in be-
zug auf seine Verbauung, insbesondere für
Wohn- und • Industriezwecke einerseits und für
die Erhaltung von im wesentlichen unbebauten
Flächen anderseits („Landesplanung" — „Raum-
ordnung"), ist nach Artikel 15 Absatz 1 Bundes-
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 in
Gesetzgebung und Vollziehung insoweit Landes-
sache, als nicht etwa einzelne dieser planenden
Maßnahmen, wie im besonderen solche auf den
Gebieten des Eisenbahnwesens, des Bergwesens,
des Forstwesens und des Wasserrechtes, nach
Artikel 10 bis 12 Bundes-Verfassungsgesetz in
der Fassung von 1929 der Gesetzgebung oder
auch der Vollziehung des Bundes ausdrücklich
vorbehalten sind."

Raab
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163 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 14. Juli 1954, betreffend die Auf-
hebung von Bestimmungen der Rechts-
anwaltsordnung, durch den Verfassungs-

gerichtshof.
Gemäß Artikel 140 Abs. 3 und Abs. 4

des Bundes-Verfassungsgesetzes und § 64 Abs. 2
des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 25. Juni 1954, G 7/54/8, im § 5
Abs. 3 der Rechtsanwaltsordnung, RGBl. Nr. 96/

1868, in der Fassung der Novellen StGBl.
Nr. 95/1919, und BGBl. Nr. 346/1953, im zwei-
ten Satz die Worte „und von dieser an den
Obersten Gerichtshof" sowie den dritten Satz
zur Gänze als verfassungswidrig aufgehoben. Im
Erkenntnis ist ausgesprochen, daß ältere gesetz-
liche Vorschriften an Stelle der aufgehobenen
nicht wieder in Wirksamkeit treten.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
30. Juni 1955 in Wirksamkeit.

Raab

164.
Nachdem die am 9. Dezember 1953 in Bern unterzeichnete Vereinbarung zwischen der

Republik Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die erleichterte Beschaffung
von Ehefähigkeitszeugnissen sowie über den Austausch von Personenstandsurkunden, welche
also lautet:

Vereinbarung zwischen der Republik
Österreich und der Schweizerischen Eid-
genossenschaft über die erleichterte Beschaf-
fung von Ehefähigkeitszeugnissen sowie über
den Austausch von Personenstandsurkunden.

I. Ausstellung von Ehefähigkeitszeugnissen

Artikel 1

Will ein Angehöriger des einen Staates in dem
anderen Staate heiraten, so leitet der Standes-
beamte/Zivilstandsbeamte des Eheschließungs-
staates den Antrag des Verlobten auf Ausstellung
eines Ehefähigkeitszeugnisses an den zuständigen
Standesbeamten/Zivilstandsbeamten des Hei-
matstaates weiter. Er fügt dem Antrage die Ur-
kunden bei, die in Anlage 1 zu dieser Verein-
barung aufgezählt sind.

Artikel 2

Der Standesbeamte/Zivilstandsbeamte des
Heimatstaates übersendet das Ehefähigkeitszeug-
nis oder eine auf den Antrag bezugnehmende
Antwort dem Standesbeamten/Zivilstands-
beamten des Eheschließungsstaates.

Artikel 3

Für den Antrag auf Ausstellung eines Ehe-
fähigkeitszeugnisses wird ein dreisprachiger Vor-
druck verwendet, dessen Muster dieser Verein-
barung als Anlage 2 beigefügt ist.

Artikel 4

Einem nicht in deutscher Sprache abgefaßten
Schriftstück ist eine beglaubigte deutsche Über-
setzung beizufügen.

Artikel 5

Urkunden, die von dem Standesbeamten/Zivil-
standsbeamten unterschrieben und mit seinem

Dienstsiegel oder -stempel/Amtsstempel ver-
sehen sind, bedürfen keiner weiteren Beglaubi-
gung (Legalisation) oder zusätzlichen Bescheini-
gung.

Artikel 6

Das Ehefähigkeitszeugnis und seine Ausstel-
lung auf Anforderung durch einen Standesbeam-
ten/Zivilstandsbeamten des Eheschließungsstaates
sind von Gebühren und Verwaltungsabgaben
frei.

Artikel 7

(1) Jeder Staat teilt dem anderen die Vor-
schriften mit, die in seinem Gebiet über die ört-
liche Zuständigkeit des Standesbeamten/Zivil-
standsbeamten für die Ausstellung des Ehefähig-
keitszeugnisses gelten.

(2) Die zur Zeit geltenden Vorschriften sind
aus Anlage 3 ersichtlich.

II. Austausch von Personenstandsurkunden

Artikel 8
(1) Die beiden Staaten tauschen Personen-

standsurkunden aus.
(2) Wird die Geburt, die Eheschließung oder

der. Tod des Angehörigen eines Staates im Ge-
biete des anderen Staates beurkundet, so ist dem
zuständigen Konsulat des Heimatstaates eine Ge-
burts-, Heirats- oder Sterbeurkunde/ein Geburts-,
Ehe- oder Todesschein zu übersenden. Artikel 5
ist anzuwenden.

(3) Heiratsurkunden/Ehescheine und Sterbe-
urkunden/Todesscheine werden alsbald nach der
Eheschließung beziehungsweise Beurkundung des
Todesfalles, die übrigen Urkunden gesammelt
zum Beginn eines jeden Vierteljahres übersandt.
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(4) Bei der Übersendung sollen angegeben
werden:

a) von dem österreichischen Standesbeamten
bei der Übersendung einer Geburtsurkunde

der Heimatort der Eltern des Kindes,
bei der Übersendung einer Heiratsurkunde

der Heimatort des schweizerischen Ver-
lobten,

bei der Übersendung einer Sterbeurkunde
der Heimatort des Verstorbenen;

b) von dem schweizerischen Zivilstands-
beamten, sofern aus dem Auszug nicht be-
reits ersichtlich,
bei der Übersendung eines Geburtsscheines

Ort, Bezirk und Datum der Eheschlie-
ßung der Eltern oder bei unehelicher Ge-
burt Ort, Bezirk und Datum der Geburt
der Mutter,

bei der Übersendung eines Ehescheines
Ort, Bezirk und Datum der Geburt des
österreichischen Verlobten,

bei der Übersendung eines Todesscheines
Ort, Bezirk und Datum der Geburt und
der Eheschließung des Verstorbenen.

III. Inkrafttreten
Artikel 9

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ver-
einbarung wird durch Notenwechsel festgesetzt.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
beider Regierungen diese Vereinbarung unter-
zeichnet und mit ihren Siegeln versehen.

Bern, am 9. Dezember 1953.

Für die Republik Österreich:

Schleinitz-Prokesch m. p.

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft:

Petitpierre m. p.
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Anlage 1
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Anlage
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Anlage 3

Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit des Standesbeamten/Zivilstands-
beamten für die Ausstellung des Ehefähigkeitszeugnisses

a) Republik Österreich:

Zur Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses,
dessen ein österreichischer Staatsbürger zur Ehe-
schließung im Auslande bedarf, ist der Standes-
beamte zuständig, in dessen Bezirk der Verlobte
seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines
Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat. Hat der Ver-
lobte in Österreich weder Wohnsitz noch Auf-
enthalt, so ist der Ort des letzten gewöhnlichen
Aufenthaltes maßgebend; hat er sich niemals oder
nur vorübergehend in Österreich aufgehalten, so
ist der Standesbeamte des Standesamtes Innere
Stadt-Mariahilf Wien zuständig.

Sind beide Verlobte Österreicher, so genügt
es, daß ein österreichischer Standesbeamter das
Ehefähigkeitszeugnis ausstellt, auch wenn nicht
beide Verlobte im gleichen Standesamtsbezirk
Wohnsitz oder Aufenthalt gehabt haben.

b) Schweizerische Eidgenossenschaft:

Ein für die Trauung eines Schweizers (Bräuti-
gam oder Braut) im Ausland notwendiges Ehe-
fähigkeitszeugnis wird vom zuständigen schwei-

zerischen Zivilstandsbeamten nur auf Grund
einer Verkündung ausgestellt.

Für die Zuständigkeit zur Ausstellung des
Ehefähigkeitszeugnisses gilt folgendes:

1. Wohnt der Bräutigam in der Schweiz, so ist
— ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit
der Verlobten — der Zivilstandsbeamte zustän-
dig, in dessen Kreis der Bräutigam seinen Wohn-
sitz hat.

2. Wohnt nur die Braut in der Schweiz, so ist
— ebenfalls ohne Rücksicht auf die Staats-
angehörigkeit der Verlobten — der Zivilstands-
beamte zuständig, in dessen Kreis die Braut ihren
Wohnsitz hat.

3. Wohnt keiner der Verlobten in der Schweiz,
so ist der Zivilstandsbeamte zuständig, in dessen
Kreis der Heimatort des schweizerischen Ver-
lobten gelegen ist. Sind beide Verlobte schweize-
rische Staatsangehörige, so kann der Antrag auf
Ausstellung des Ehefähigkeitszeugnisses wahl-
weise an den Zivilstandsbeamten des Heimat-
ortes des Bräutigams oder der Braut gerichtet
werden; das von einem Zivilstandsbeamten aus-
gestellte Ehefähigkeitszeugnis gilt für beide Ver-
lobte.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Vereinbarung für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in dieser Vereinbarung enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler und vom Bundesminister für Inneres, für Justiz, für Finanzen und
für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 6. Mai 1954.

Der Bundespräsident:

Körner

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Inneres:

Helmer

Der Bundesminister für Justiz:

Gerö

Der Bundesminister für Finanzen:

Kamitz

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Die Vereinbarung ist gemäß ihrem Artikel 9 durch Notenwechsel mit Wirkung vom 1. Juli
1954 in Kraft gesetzt worden.

Raab
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